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An den Herrn 
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Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 205. Sitzung am 8. Mai 
1959 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Änderung 
von Zuständigkeiten 

mit Begründung und einer Entschließung (Anlage 1). Ich bitte, 
die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizufüh- 
ren. 

Die Auffassung der Bundesregierung ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 
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Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Änderung von Zuständigkeiten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Landesregierungen können Verwaltungsauf- 
gaben, für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes sie 
selbst oder bestimmte Verwaltungsbehörden des 
Landes nach Bundesrecht zuständig sind, zur Ver- 
einfachung der Verwaltung auf andere Landesbe- 
hörden, auf Gemeinden, Gemeindeverbände oder 
sonstige Körperschaften und Anstalten des öffent- 
lichen Rechts übertragen. 


§ 2 

Die Befugnis zur Übertragung von Aufgaben auf 
Grund anderer Rechtsvorschriften bleibt unberührt. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Begründung 


1. Allgemeines 

Bei den Bemühungen um eine Reform und Verein- 
fachung der Verwaltung in den Ländern hat es sich 
als notwendig erwiesen, auch solche Verwaltungs- 
aufgaben zu verlagern, die bundesrechtlich einer be- 
stimmten Behörde zugewiesen sind, ohne daß eine 
Delegationsmöglichkeit vorgesehen ist. Hierbei han- 
delt es sich in der Regel um Aufgaben, die einer 
obersten Landesbehörde oder der höheren Verwal- 
tungsbehörde übertragen sind und die zweckmäßi- 
gerweise auf einer unteren Verwaltungsstufe erle- 
digt werden. Darüber hinaus sind vielfach Aufgaben 
einer bestimmten Fachbehörde übertragen, die auf 
Grund der neueren Entwicklung, insbesondere auf 
technischem Gebiet, von einer anderen Fachbehörde 
wahrgenommen werden sollten. Das betrifft viele 
bundesrechtlich geregelte Sachgebiete und gilt so- 
wohl für die durch Gesetz als auch durch Verord- 
nung festgelegten Zuständigkeiten, insbesondere 
für solche, die in der ersten Zeit nach der Entste- 
hung der Bundesrepublik normiert worden sind. 

Im Interesse einer sinnvollen Ordnung der Zu- 
ständigkeiten mit dem Ziele eines zweckentspre- 
chenden Verwaltungsablaufs erscheint es daher not- 
wendig, den Ländern die Möglichkeit zu geben, die 
zuständigen Behörden unter Anpassung an ihre 
unterschiedliche organisatorische und staatsrecht- 
liche Entwicklung selbst so zu bestimmen, wie es 
den Grundsätzen einer einfachen Verwaltungsfüh- 
rung entspricht. Damit würde zugleich der Tatsache 
Rechnung getragen, daß die Verwaltungsorgani- 
sation in den Ländern in ihrer Struktur und der 
Verwaltungskraft ihrer Behörden erhebliche Unter- 
schiede aufweist. Außerdem würden die Länder in 
die Lage versetzt, die bei der bisherigen Durchfüh- 
rung der Verwaltungsreform als richtig erkannten 
Grundsätze der Zuständigkeitsverteilung so rasch 


I wie möglich in die Tat umzusetzen. Das ist aber bei 
! der Anv/endung des gewöhnlichen Gesetzgebungs- 
verfahrens nicht ohne weiteres möglich. Bei allen 
grundsätzlichen Erörterungen zwischen Bund und 
Ländern hat im übrigen stets Einmütigkeit darüber 
bestanden, daß Aufgaben soweit wie möglich nach 
unten verlagert werden sollten. 

n. Einzelbegründung 

Zu § 1 

§ 1 gibt den Landesregierungen generell die Befug- 
nis, Verwaltungsaufgaben (nicht etwa die Befugnis 
i zur Rechtsetzung oder Mitwirkungsrechte bei der 
Besetzung leitender Beamtenstellen), für die nach 
Bundesrecht Verwaltungsbehörden der Länder zu- 
ständig sind, auf andere Landesbehörden, auf Ge- 
meinden und Gemeindeverbände oder sonstige 
unter der Aufsicht des Landes stehende Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts zu übertragen. 

Es versteht sich von selbst, daß die Ermächtigung 
sich nur auf solche Verwaltungsaufgaben bezieht, 
die sich ergeben, wenn die Länder bundesrechtliche 
Vorschriften auszuführen haben (Artikel 83 bis 
85 GG). Sie erstreckt sich nicht auf Mitwirkungs- 
rechte und dergleichen, wie sie in Gesetzen, die der 
Bund selbst ausführt (Artikel 86 GG), den Landes- 
regierungen oder obersten Landesbehörden z. B. 
durch Anhörung oder Beteiligung an der Besetzung 
j leitender Posten oder an sonstigen Entscheidungen 
I von besonderer Bedeutung Vorbehalten sind (Bei- 
I spiel: §§ 44 und 45 des Bundesbahngesetzes). Der- 
artige Aufgaben können schon deshalb nicht Ge- 
genstand der Übertragungsbefugnis sein, weil es 
sich nicht um Verwaltungsaufgaben in dem Sinne 
handelt, in dem dieser Begriff üblicherweise ver- 
standen wird. 
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Die den Landesregierungen eingeräumte Befugnis 
soll nur für Verwaltungsaufgaben gelten, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes begründet sind. Für 
die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes begründeten 
Zuständigkeiten besteht keine Notwendigkeit, den 
Landesregierungen eine generelle Befugnis zur Re- 
gelung der Zuständigkeiten auch in diesem Gesetz 
zu erteilen. Es kann davon ausgegangen werden, 
daß der Bundesgesetzgeber im zukünftigen Recht 
den Ländern den notwendigen Spielraum bei der 
Bestimmung der Zuständigkeiten in den einzelnen 
Gesetzen einräumt. 

Zu § 2 

Es ist nicht Aufgabe dieses Gesetzes, vorhandene 
Möglichkeiten zur Delegation einzuschränken. Es 
sollen vielmehr neue dort eröffnet werden, wo sie 


nach der jetzigen Rechtslage nicht bestehen. Um 
dies klarzustellen, bestimmt § 2 ausdrücklich, daß 
die bestehenden Befugnisse zur Übertragung von 
Aufgaben durch dieses Gesetz nicht berührt werden. 
Dies gilt insbesondere für Befugnisse, die nicht der 
Landesregierung, sondern einem oder mehreren 
Landesministern zustehen. 

Zu § 3 

§ 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

I Zu § 4 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes sollte 
aus Gründen der Rechtsklarheit auf den Ersten eines 
Monats gesetzt werden. 


Entschließung 

betreffend einheitliche Zuständigkeitsregelung bei Bundesgesetzen und 
Rechtsverordnungen, die von den Ländern auszuführen sind 


Die Länder, die in erster Linie berufen sind, die 
Bundesgesetze durchzuführen, müssen entscheiden- 
den Wert darauf legen, daß der Verwaltungsablauf 
einfach, zweckmäßig und wirtschaftlich gestaltet 
werden kann. Diese Forderung setzt voraus, daß 
bestimmte, in der Praxis erprobte, tragende Grund- 
prinzipien — wie Einheit der Verwaltung und mög- 
lichst ortsnahe Erledigung der Verwaltungsaufgaben 
— beachtet werden. Starre Zuständigkeits- und Ver- 
fahrensregelungen in bundesrechtlichen Vorschrif- 
ten stehen im Gegensatz zu diesem legitimen An- 
liegen der Länder, das aus verfassungspolitischen 
ebenso wie aus verwaltungspolitischen Gründen ein 
gleich starkes Anliegen von Bundestag und Bundes- 
regierung sein sollte. 

Solche Regelungen verkennen, daß gegenwärtig die 
Behörden vergleichbarer Verwaltungsstufe von 
Land zu Land hinsichtlich ihrer Struktur, ihrer Ver- 
waltungskraft und ihrer Aufgabenstellung wesent- 
liche Unterschiede aufweisen; sie erschweren dar- 
über hinaus für die Zukunft eine elastische Anpas- 
sung an die Verschiebung verwaltungspolitischer 
Schwerpunkte; sie schließen die nach der Anlauf- 
zeit einer neuen Aufgabe und Bildung einer festen 
Verwaltungspraxis regelmäßig mögliche Aufgaben- 
übertragung auf nachgeordnete Behörden vielfach 
aus. 

Diese bundesrechtliche Praxis entspricht nicht der 
Verfassungskonzeption des Grundgesetzgebers; 
dieser hat in zutreffender Würdigung des unter- 
schiedlichen Verwaltungsaufbaues, der ungleichen 
Verwaltungsräume und der uneinheitlichen Verwal- j 
tungspraxis vorgesehen, daß grundsätzlich die Län- 
der auch bei der Durchführung von Bundesaufgaben 
Zuständigkeitsordnung und Verfahren selbst regeln. 
Die mit Zustimmung des Bundesrates zulässige Zu- 
ständigkeitsregelung durch den Bundesgesetzgeber 


sollte nach der Vorstellung des Grundgesetzgebers 
eine Ausnahme bilden; sie muß wieder eine Aus- 
nahme werden. 

Der vom Bundesrat vorgelegte Gesetzentwurf über 
die Änderung von Zuständigkeiten soll den Län- 
dern diese vom Grundgesetz vorgesehene und 
garantierte Bewegungsfreiheit für solche Zuständig- 
keiten zurückgeben, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bundesrechtlich festgelegt sind. Das gleiche 
Anliegen gilt jedoch auch für die künftige Gesetz- 
gebung des Bundes. Auch in ihr ebenso wie in 
Rechtsverordnungen des Bundes sollten deshalb die 
Behördenorganisation, die Zuständigkeit und das 
Verfahren der Bestimmung durch die Länder Vor- 
behalten bleiben. 

Der Bundesrat bittet daher Bundestag und Bun- 
desregierung hinsichtlich der Zuständigkeit in künf- 
tigen Bundesgesetzen und Rechtsverordnungen, die 
von den Ländern durchzuführen sind, die „zustän- 
digen Behörden" anzusprechen und deren Bestim- 
mung den Ländern nach Maßgabe ihres Verfas- 
sungsrechts zu überlassen. 

Der Bundesrat bittet Bundestag und Bundesregie- 
rung ferner, aus den gleichen Gründen mit 
Rücksicht auf den durch die Verwaltungsgerichts- 
ordnung gewährleisteten Rechtsschutz in künftigen 
bundesrechtlichen Vorschriften von einer Regelung 
des Verwaltungsveriährens und des Rechtsmittel- 
zuges abzusehen. Das Verwaltungsverfahren über- 
sichtlich und reibungsfrei zu gestalten und dabei 
j staatspolitische Belange ebenso zu berücksichtigen 
wie das Interesse der Bürger, gehört nach den tat- 
sächlichen Verhältnissen ebenso wie nach der Ord- 
nung des Grundgesetzes zum legitimen Aufgaben- 
bereich der Länder und in den Verantwortungsbe- 
I reich von Landtagen und Landesregierungen. 
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AcUlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung begrüßt das Bestreben, zur 
Vereinfachung der Verwaltung beizutragen. Sie ist 
auch bereit, an jedem Vorhaben mitzuwirken, das 
geeignet ist, dieses Ziel im Rahmen des Grundge- 
setzes und unter Wahrung der Belange der Rechts- 
einheit zu erreichen. Der vorliegende Gesetzentwurf ' 
erfüllt aber diese Voraussetzungen nach Ansicht der ^ 
Bundesregierung nicht. 

1. Der Gesetzentwurf will die bisherigen bundes- 
rechtlichen Zuständigkeitsregelungen für die 
Ausführung von Bundesgesetzen zur Disposition, 
der Landesregierungen stellen. Die beigefügte 
Entschließung des Bundesrates sucht für die Zu- ! 
kunft den Erlaß von Bundesgesetzen, die die 
Behördenorganisation, die Zuständigkeit und | 
das Verwaltungsverfahren zum Gegenstand ha- 
ben, möglichst zu vermeiden. Die Länder bean- 
spruchen damit für die künftige Bundesgesetz- : 
gebung die bisher dem Bund nach Artikel 84 ; 
Abs. 1 und Artikel 85 Abs. 1 GG zustehende Ge- ' 
setzgebungsbefugnis praktisch für sich; die Arti- ; 
kel 84 Abs, 1 und Artikel 85 Abs. 1 GG wür- 
den ausgehöhlt und weitgehend gegenstandslos. 
Ein derartiges Vorgehen würde einem Verzicht 
des Bundes auf eine ihm durch die Verfassung 
eingeräumte Kompetenz zugunsten der Länder 
gleichkommen. 

Mit der Billigung des Entwurfs würde der Bun- | 
desgesetzgeber zum Ausdruck bringen, daß all- i 
gemein in der Vergangenheit für die Anwen- 
dung des Artikels 84 Abs. 1 oder des Artikel 85 
Abs. 1 GG in der Bundesgesetzgebung kein ech- i 
tes Bedürfnis bestand. Es würden die Beweg- 
gründe preisgegeben werden, die in einer Reihe 
von Bundesgesetzen nach eingehenden Erörte- 
rungen — vielfach unter bewußter Ablehnung 
einer Delegationsbefugnis — zur wohlüberlegten 
Festlegung bestimmter Zuständigkeiten geführt 
haben. 

2. Bedenken bestehen auch unter dem Gesichts- 
punkt des Artikels 80 Abs. 1 Satz 2 GG gegen 
§ 1 des Gesetzentwurfs, soweit er eine Ermäch- 
tigung der Landesregierungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen darstellt. Hier soll zur Ab- 
weichung von förmlichem Gesetzesrecht ermäch- 
tigt werden. Ob § 1 des Entwurfs dem Kon- 
kretisierungsgebot des Artikels 80 Abs. 1 Satz 
2 GG nach Inhalt, Zweck und Ausmaß Genüge 
leistet, erscheint äußerst fraglich. Zwar dürfte 
der Zweck der Ermächtigung hinreichend be- 
stimmt sein; der Entwurf verzichtet aber auf ^ 
jede nähere Bestimmung des Inhalts. So erscheint 
insbesondere der Begriff „Verwaltungsaufgaben" ^ 
in § 1 des Entwurfs nicht klar genug bestimmt. 
Beispielsweise ergeben sich im Bereich der Ju- j 
stiz Zweifel, ob die gesetzlich festgelegte Zu- 
ständigkeit der Landesjustizverwaltungen zur 
Einrichtung der Gerichte, zur Abgrenzung der 


Gerichtsbezirke u. a. m. sowie Anhörungsrechte 
unter dem Begriff der „Verwaltungsaufgaben" 
im Sinne des Gesetzentwurfs fallen. 

3. Nur aus übergeordneten, auch vom Bundesrat 
durch seine Zustimmung anerkannten Gesichts- 
punkten hat es sich in der Vergangenheit als 
erforderlich erwiesen, in Bundesgesetzen die Zu- 
ständigkeit von Landesbehörden zu regeln. Dies 
galt und gilt unverändert noch heute in beson- 
derem Maße für die Zuständigkeitsregelungen 
im Bundesleistungsgesetz, Landbeschaffungsge- 
setz, Schutzbereichsgesetz, im Beamtenrechtsrah- 
mengesetz, im Lastenausgleichsgesetz und neuer- 
dings im Atomgesetz. Auch soweit z. B. im Wirt- 
schafts- und Gewerberecht sowie im Bereich der 
Wehrgesetzgebung bestimmte Zuständigkeiten 
bestimmten Landesbehörden zugewiesen worden 
sind, sind eingehende Überlegungen vorausge- 
gangen, weshalb eine bestimmte Behörde für die 
Erledigung bestimmter Verwaltungsaufgaben be- 
sonders geeignet sei. Gleiches gilt z. B. auch für 
das Erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung. 

Die akzessorische Zuständigkeitsregelung ist 
hier wesentlicher Bestandteil der materiellrecht- 
lichen Regelung und das Ergebnis verwaltungs- 
technischer und fachlicher Erwägungen, die mit 
den übrigen Motiven des Gesetzgebers in un- 
trennbarem Zusammenhang stehen. 

Im Handels-, Gewerbe-, Wirtschafts- und Ver- 
kehrsrecht würden sich bei der Weiträumigkeit 
des wirtschaftlichen Lebens unterschiedliche Zu- 
ständigkeiten besonders unangenehm auswir- 
ken. Angesichts der räumlichen Enge der Län- 
der sind die Funktionen des wirtschaftlichen 
Lebens in der Bundesrepublik engstens mitein- 
ander verzahnt. Es kann daher nicht im Inter- 
esse des Staatsbürgers liegen, wenn für ein und 
dieselbe Aufgabe in benachbarten Ländern 
unterschiedliche Verwaltungsinstanzen zustän- 
dig sind. Dies gilt besonders, wenn in die Rechts- 
sphäre des Staatsbürgers eingegriffen wird. 

Der Gesetzentwurf nimmt selbst solche bundes- 
rechtlichen Vorschriften nicht aus, die die Betei- 
ligung von Bundesbehörden (Einvernehmen, Be- 
nehmen, Anhörung) bei Hoheitsakten von Lan- 
desbehörden vorsehen. Der Bundesgesetzgeber 
muß aber bestimmen können, welche Landesin- 
stanz die Bundesregierung oder eine bestimmte 
Bundesbehörde zu beteiligen hat. Diese Forde- 
rung folgt daraus, daß in solchen Fällen das 
Bundesrecht nicht von den Ländern allein, 
sondern unter Mitwirkung des Bundes ausge- 
führt wird. Wenn der mitwirkungspflichtigen 
Bundesbehörde infolge einer Zuständigkeits- 
verlagerung keine der Ebene nach geeignete 
Landesinstanz mehr gegenübersteht, müßte diese 
regelmäßig die jeweils höhere Landesbehörde 
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einschalten; eine Vereinfachung der Verwaltung [ 
tritt also in diesen Fällen nicht ein. 


5. Es mag sein, daß im einen oder anderen Falle 
die Übertragung von Vervv^altungsaufgaben von 
einer derzeit zuständigen Behörde auf eine an- 
dere Behörde innerhalb des Landesbereichs zu 
einer Verwaltungsvereinfachung führen könnte. 
Eine Verwaltungsvereinfachung, die nur einzel- 
nen Länderverwaltungen nützt, nicht aber dem 


Staatsbürger allgemein, verfehlt jedoch ihren 
Sinn und Zweck. Bei jeder Vereinfachung der 
Verwaltung muß nach Auffassung der Bundes- 
regierung der Grundsatz beachtet werden, daß 
sic nicht um ihrer selbst willen durchgeführt 
werden darf und nicht zu Lasten des Staatsbür- 
gers gefordert werden kann. 

Die Bundesregierung muß sich für die künftige 
Gesetzgebung wie bisher Vorbehalten, dem Bun- 
desgesetzgeber vorzuschlagen, von der ihm 
grundgesetzlich gegebenen Möglichkeit organi- 
satorischer Zuständigkeitsbestimmungen Ge- 
brauch zu machen, wenn die einheitliche Durch- 
führung eines Gesetzes im ganzen Bundesge- 
biet aus triftigen Gründen gesichert werden muß. 
Dies gilt insbesondere für Gesetze, die der Si- 
cherheit und dem Schutz der Bundesrepublik 
und ihrer Bevölkerung zu dienen bestimmt sind. 
In diesen, aber auch in anderen Fällen kann 
nicht darauf verzichtet werden, daß Verwal- 
tungszuständigkeiten bis zur Gemeindeinstanz 
festgelegt und die Verantwortlichkeiten klar ab- 
gegrenzt werden. Mit dieser Einschränkung ist die 
Bundesregierung der Ansicht, daß die grundge- 
setzlich zulässige Zuständigkeitsregelung durch 
den Bundesgesetzgeber eine Ausnahme bilden 
soll. Sie bejaht auch die in der Bundesratsent- 
schließung genannten Grundprinzipien „Einheit 
der Verwaltung'' und „möglichst ortsnahe Erledi- 
gung der Verwaltungsaufgaben". Diese Grund- 
sätze können aber in bundesrechtlichen Vor- 
schriften ebenso gut berücksichtigt werden wie 
in landesrechtlichen. 

Der Bundesrat hat in der Begründung des Ge- 
seb mtwurfs nicht im einzelnen dargelegt, daß 
nna inwiefern die bisherigen bundesrechtlichen 
Zuständigkeitsregelungen sich nicht bewährt ha- 
ben. Welchen Aufgaben im Einzelfalle von der 
obersten Landosbehörde oder der höheren Ver- 
waltungsbehörde auf eine untere Verwaltungs- 
slufe verlagert werden sollen oder welche Auf- 
gaben von einer bestimmten Fachbehörde auf 
eine andere Fachbehörde übergehen sollen, deu- 
tet die Begründung nicht näher an. Im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens könnte 
geprüft werden, ob und inwieweit im Einzelfall 
begründete Veränderungen bestehender Zustän- 
digkeitsregelungen im allgemeinen Interesse 
einer Verwaltungsvereinfachung angebracht sind. 
Die Entscheidung hierüber sollte jedoch einer 
Änderung der jeweils in Frage kommenden Ge- 
setze überlassen bleiben. Die Bundesregierung 
behält sich insoweit Vorschläge vor, soweit sich 
aus den Beratungen Anlaß dazu ergibt. 


4. Der Entwurf hätte zur Folge, daß die Verwal- 
tungszuständigkeiten zur Ausführung des Bun- 
desrechts völlig unübersichtlich würden. Den 
Bundesressorts würde die Zusammenarbeit mit j 
den zuständigen Landesbehörden sowie die Er- 
füllung ihrer Aufgaben im Rahmen des Geset- ^ 
zesvollzugs und der Bundesaufsicht durch die | 
vorgesehene Regelung äußerst erschwert. Von 
einer- Verwaltungsvereinfachung, der im Grunde 
der Entwurf dienen will, kann nicht mehr ge- I 
sprechen werden, wenn der Bundesregierung in- 
folge der zu erwartendem Aufsplitterung der Zu- 
ständigkeiten auf unterschiedliche Verwaltungs- 
ebenen in den Ländern jede Gewähr für einen i 
gleichmäßigen und wirksamen Vollzug der Bun- ! 
desgesetze genommen würde. Die Zuständig- | 
koitsvorschriften würden jeweils Länderbestim- | 
mungen zu entnehmen sein, die an anderer Stelle 
veröffentlicht werden, als das auszuführende 
Recht, während es das Ziel einer Gesetzesberei- 
nigung im Bereich der Verwaltung sein sollte, 
die materiellrechtliche Norm mit der Zuständig- 
keitsregeliing zusammenzufassen. Da der Ent- 
wurf eine Ermächtigung der Landesregierungen 
vorsieht, nach ihrem Ermessen bundesrechtlich 
festgelegte Zuständigkeiten zu ändern, würde 
für das geltende Bundesrecht eine durchaus un- 
terschiedliche und unübersichtliche Entwicklung 
begünstigt. In einem Land würde die bundes- ' 
rechtliche Zuständigkeitsvorschrift weiterbeste- ^ 
hen, im anderen nicht. Da aber die Zuständig- i 
keitsbestimmungen in den Bundesgesetzen for- 
mell unverändert bleiben, obwohl sie, sobald 
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von der vorgesehenen Ermächtigung Gebrauch 
gemacht worden ist, de jure nicht mehr gelten, ; 
würde sich eine bedenkliche Rechtsverwirrung 
ergeben. Der Entwurf würde damit für einen un- 
bestimmten Bereich des bisher geltenden Orga- 
nisations- und Verfahrensrechts der Länderexe- 
kutive die Vollmacht einräumen, dem Sinngehalt 
des Artikels 31 GG „Bundesrecht bricht Landes- | 
recht" zuwider partielles Bundesrecht zu setzen. | 
Insoweit würde damit die in Angriff genomme- ^ 
ne Bereinigung des Bundesrechts gegenstandslos j 
werden, ehe sie noch zum Abschluß gekommen ; 
ist. i 
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